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schen Zeitschrift der SPÖ zu lesen.4

Tatsächlich stärkte der Marshall-Plan
„die bereits bestehende antikommunis -
tische Grundstimmung“ in Österreich.5

Angesichts der US-amerikanischen
 Befürchtung, dass das Land „in die kom-
munistische Einflusssphäre miteinbezo-
gen werden könnte“, erhielt Österreich
überdurchschnittlich hohe Marshall-
Plan-Mittel, „um die innere soziale und
wirtschaftliche Ruhe zu gewährleisten“.6

Der Westen praktizierte in Österreich ein
„containment by integration“, „das heißt,
der Kommunismus in Österreich wurde
durch eine quasi-Integration des Landes
in den Westen eingedämmt“.7

Anfängliche Zustimmung 
der KPÖ?

Entgegen anderslautender Befunde in
der Forschungsliteratur stand die KPÖ
der Marshall-Hilfe von Beginn an – und
nicht erst auf sowjetischen Zuruf hin –
skeptisch bzw. ablehnend gegenüber.
Bereits im September 1946 hatte die
KPÖ erste Gespräche über einen Dollar-
kredit als „Expansionspolitik des ameri-
kanischen Finanzkapitals“ mit dem Ziele
der „Zurückdrängung des russischen
Einflusses“ kritisiert und darin einen
Hinweis darauf erkannt, Österreich zu
 einem „Brückenkopf kapitalistischer Ex-
pansionsinteressen gegen den Osten“ zu
machen.8 Die Kredite würden als „All-
heilmittel“ angepriesen, so der KPÖ-
Vorsitzende Johann Koplenig, sie sollten
aber nicht nur dem Wiederaufbau die-
nen, „sondern dunklen politischen Plä-
nen zur Verwandlung Österreichs in
 einen Brückenkopf des Westens“.
 Bereits zu diesem frühen Zeitpunkt – im
Herbst 1946 – wurde von Koplenig die
Gefahr kritisiert, dass Österreich zu einer
 „Kolonie des amerikanischen Finanz -
kapitals“ verwandelt werde.9

In nahezu sämtlichen wissenschaft -
lichen Darstellungen wird davon ausge-
gangen, dass auch der kommunistische
Minister am 28. Juni 1947 im Minister-
rat der Teilnahme Österreichs am Mars-
hall-Plan zunächst zugestimmt habe.10

Der Politologe Anton Pelinka schreibt
etwa, dass selbst die KPÖ „am Beginn
[…]  positiv auf den Marshall-Plan rea-
giert“ habe.11 Laut dem Historiker Man-
fried Rauchensteiner seien die Kommu-

tionsregierung auch formal zerbrach und
die KPÖ im November 1947 infolge
 ihrer Kritik an der Währungsreform aus
der Regierung austrat. In den Monaten
bis zum Ausscheiden aus der Regierung
war die KPÖ nicht mehr in der Lage,
 einen sichtbaren Einfluss auf die Regie-
rungsgeschäfte zu nehmen. Karl Alt-
mann blieb als Minister für Energiewirt-
schaft und Elektrifizierung stärker denn
je von den zentralen politischen Ent-
scheidungsprozessen ausgeschlossen.
Die KPÖ war im Gegenteil sogar
 gezwungen, weitere Schritte mitzutra-
gen, die die politische und wirtschaft -
liche Westorientierung Österreichs ver-
tieften, allen voran die Teilnahme Öster-
reichs am Marshall-Plan, der unmittelbar
nach der „Figl-Fischerei“ von US-
Außenminister George C. Marshall prä-
sentiert worden war.

Wie für die Besatzungszeit insgesamt
war auch für den Ausgrenzungsprozess
der KPÖ die enge Verbindung von
 innen- und außenpolitischen Faktoren
charakteristisch. Der Marshall-Plan war
ein entscheidender Katalysator dieser
Entwicklung. Den europäischen Regie-
rungen wurde seitens der Vereinigten
Staaten Hilfe beim Wiederaufbau der an-
geschlagenen Wirtschaft zugesagt: „Dies
aber nur, wenn sie sich dazu bereiterklär-
ten, eine liberale und auf dem Prinzip des
Freihandels basierende Wirtschafts- und
eine betont antikommunistische Außen-
und Innenpolitik zu verfolgen“, wie der
Historiker Wolfgang Wippermann den
Zusammenhang von politischen und
wirtschaftlichen Maßnahmen der USA
im Hinblick auf die westeuropäischen
Staaten verdeutlicht.2 Wesentlicher poli-
tischer Zweck des Marshall-Plans war –
so der übereinstimmende Befund in der
Forschungsliteratur – die „Zurückdrän-
gung des sowjetischen Einflusses“ in
 Europa.3 Er erweiterte den Kalten Krieg
und die im März 1947 verkündete Tru-
man-Doktrin zur „Eindämmung“ des
Kommunismus („containment“) durch
eine ökonomische Komponente. Ein Ge-
sichtspunkt, der auch in der zeitgenössi-
schen Debatte von den Befürwortern er-
kannt wurde: „Die Dollars, die der Mars-
hall-Plan verheißt, sind Kugeln in dem
Kampf gegen den Kommunismus“, war
etwa im September 1947 in der theoreti-

N
ach dem für sie enttäuschenden
Wahlergebnis vom 25. November
1945 war die Kommunistische

Partei Österreichs in der von Leopold
Figl gebildeten Konzentrationsregierung
mit nur noch einem Minister vertreten.
Sie hielt damit an ihrem Selbstverständ-
nis als konstruktiv mitgestaltende
„Staatspartei“ fest, gleichzeitig war aber
klar, dass die Partei in wesentlichen Fra-
gen in Opposition zur Westorientierung
der Regierung Figl-Schärf und deren
Kursnahme auf eine kapitalistische
 Restauration stehen würde. Angesichts
dieser Doppelrolle bewegte sich die
KPÖ in den Jahren 1946 und 1947 im
Spannungsfeld von Regierung und
 Opposition. Die im November 1946 von
ihr gestartete Neuwahlkampagne war ein
erster Versuch, die Kräfteverhältnisse in
Bewegung zu bringen und einen prinzi-
piellen Kurswechsel einzuleiten. Diesem
Zweck diente auch die immer stärker
werdende Konzentration auf außerparla-
mentarische Aktivitäten und sozial -
ökonomische Massenbewegungen, die
an die miserable wirtschaftliche Situa -
tion und die soziale Lage der Bevölke-
rung anknüpften.

Am deutlichsten kam der Zwiespalt
der KPÖ zwischen Regierung und Oppo-
sition in jenen Gesprächen zum Aus-
druck, die der KPÖ-Nationalratsabge-
ordnete Ernst Fischer Mitte Mai und An-
fang Juni 1947 mit führenden Politikern
der ÖVP über eine Umbildung der Re-
gierung führte („Figl-Fischerei“).1 Diese
Aussprachen über eine stärkere Einbe-
ziehung der KPÖ in die Regierungs -
geschäfte stellen den letzten realistischen
Versuch der Partei dar, auf der Ebene des
Parteienbündnisses einen außenpoliti-
schen Kurswechsel und eine innenpoliti-
sche Wende der von ihr verfolgten anti-
faschistisch-demokratischen Orientie-
rung einzuleiten. Nach der Skandalisie-
rung der Gespräche wurde unübersehbar,
was de facto seit dem November 1945
festgestanden war, nämlich dass für eine
dahingehende Zusammenarbeit jede
Grundlage fehlte.

Antikommunistisches
Instrument

Es dauerte schließlich nur noch etwas
mehr als fünf Monate, bis die Konzentra-
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nisten „unorthodox genug“ gewesen,
dem  European Recovery Program

(ERP) zuzustimmen.12 Bei Hugo Por-
tisch wird die angebliche Zustimmung
der KPÖ sogar mit atmosphärischen
Eindrücken verbunden, soll diese doch
„zum Erstaunen und zur Erleichterung
der Regierung und der Öffentlichkeit“
erfolgt sein.13 Erst angesichts der weni-
ge Tage später bekannt gewordenen ab-
lehnenden Haltung des sowjetischen
Außenministers Wjatscheslaw Molotow
und nach dem Abbruch der Pariser
Außenministerkonferenz habe die KPÖ
schließlich ein „wildes Trommelfeuer“14

gegen den Mar shall-Plan gestartet. Die
anfängliche  Zustimmung von Karl Alt-
mann wird in diesen Darstellungen da-
mit begründet, dass auch Molotow die
Einladung seiner Amtskollegen Ernest
Bevin und Georges Bidault nach Paris
zu einer britisch-französisch-sowjeti-
schen Vorkonferenz angenommen und
die KPÖ zu diesem Zeitpunkt noch kei-
ne „Weisungen“ aus  Moskau erhalten
hatte.15 Erst als wenige Tage später die
sowjetische Ablehnung des Marshall-
Plans deutlich wurde, schwenkte auch
die KPÖ auf die Linie Moskaus ein, so
die gängige Interpretation.

An dieser Darstellung sind mehrere
Aspekte zu korrigieren: Zum einen wur-
de die offizielle Einladung an Österreich,
an der ERP-Konferenz in Paris teilzu-
nehmen, erst am 4. Juli 1947, also einen
Tag nach der Abreise von Molotow aus
Paris, ausgesprochen, zu einem Zeit-
punkt, als die kritische Haltung der KPÖ
bereits in der Volksstimme nachzulesen
war.16 An diesem Tag wurde im Leitarti-
kel des kommunistischen Zentralorgans
eingeschätzt, dass der Marshallplan
„nichts anderes (sei) als ein neues Fir-
menschild für die berüchtigte Truman-
Doktrin der Blockbildung und Spal-
tung“.17 Erst tags darauf, am 5. Juli, fand
die Rede von Marshall in Cambridge
(Massachusetts) statt, in der er ein Pro-
gramm für die europäische Wirtschafts-
hilfe entwickelte. Vor diesem Hinter-
grund wird es auch in der Literatur als
überaus „bemerkenswert“ hervorgeho-
ben, dass der Regierungsbeschluss vom
28. Juni 1947 bereits zu einer Zeit erfolgt
war, „als es noch gar keine Einladung zu
einer Konferenz“ über den Marshall-
Plan gab.18 Rauchensteiner wertet es als
„Ausdruck der besonderen Notsituation,
dass Österreich, noch ehe überhaupt eine
regelrechte Einladung zur ERP-Konfe-
renz in Paris ausgesprochen war, seine
Bereitschaft erklärte, an dem Hilfspro-
gramm teilzunehmen“.19 Der Haupt-

grund für diese rätselhafte Beschluss -
fassung lag jedoch nicht nur in der allge-
meinen Notlage Österreichs im Juni
1947, sondern in einer günstigen perso-
nellen Konstellation, die sich den beiden
großen Regierungsparteien Ende Juni
1947 im Ministerrat bot.

Die angebliche Zustimmung Karl Alt-
manns zur österreichischen Teilnahme
am Marshall-Plan geht mehr oder weni-
ger exklusiv auf die Memoiren des
 damaligen Außenministers Karl Gruber
(ÖVP) zurück. Dieser weiß dort zu be-
richten, dass zur Zeit der Viermächte-
konferenz in Paris die Stimmung in
Österreich optimistisch gewesen sei und
dies vom Ministerrat „ausgenützt“ wur-
de, um eine „weitgehende Ermäch -
tigung“ zur Teilnahme an der Pariser
Konferenz zu erwirken. „Zu unserer Er-
leichterung schluckte der kommunis -
tische Kollege den Antrag ohne weitere
De batte“, so Gruber in der Annahme,
dass Altmann „wohl die Tragweite sei-
ner  Zustimmung kaum bewußt (war)“.
Und zwar deshalb, weil er „noch keine
Richtlinie von höherer Stelle“, also aus
 Moskau, erhalten habe.20 Was die politi-
schen BeobachterInnen und Historike-
rInnen über Jahrzehnte an dieser Darstel-
lung Grubers nicht störte, war die Tat -
sache, dass am Tag der angeblichen
 Beschlussfassung, dem 28. Juni 1947,
gar keine Ministerratssitzung stattfand.
Erst Gerald Stourzh hat 1998 in der vier-
ten Auflage seiner Staatsvertrags -
geschichte klargestellt, dass dieser Be-
schluss im Zirkulationswege zustande
gekommen ist, was angesichts der Trag-
weite dieser Entscheidung als einzigarti-
ger Vorgang gewertet werden kann.
„Manche Indizien weisen darauf hin, daß
Antrag und Minis terratsbeschluß im
Zirkulations wege in größter Eile zustan-
de kamen; der Ge danke, daß sehr ge-
schickte Taktik einschließlich einer
Überrumpelung des kommunistischen
Regierungsmitglieds mit im Spiel gewe-
sen sein könnte, läßt sich nicht ganz von
der Hand weisen“, so Stourzh.21

Die Überrumpelung bestand zunächst
darin, dass Altmann in diesen Tagen gar
nicht in Wien anwesend war, weil er an
einer internationalen Energietagung in
St. Anton am Arlberg teilnahm.22 Aus
diesem Grund konnte er auch an der
73. Sitzung des Ministerrats am 24. Juni
1947 nicht teilnehmen, in deren Rahmen
ein erster Schritt Richtung Marshall-Plan
beschlossen wurde, nämlich der „Relief
Act“, der ein Abkommen zwischen den
USA und Österreich über ein – bilatera-
les – amerikanisches Hilfsprogramm

zum Inhalt hatte.23 Dass bereits diese Be-
schlussfassung nur unter Umgehung Alt-
manns zustande kommen konnte, belegt
ein Bericht des kommunistischen Regie-
rungsmitglieds an die Führung seiner
Partei: Hierin teilt Altmann mit, dass die-
ser Punkt auf Antrag Grubers erst
nachträglich – also nach der bereits er-
folgten Einladung zur Sitzung – auf die
Tagesordnung gesetzt wurde, zu einem
Zeitpunkt, als Altmann bereits aus Wien
abgereist war.24 Da die Beschlüsse des
Ministerrats nur einstimmig erfolgen
konnten, war also nicht – wie von Gruber
in seinen Erinnerungen geschildert – die
Stimmung Altmanns in der Ministerrats-
sitzung günstig, sondern einzig und
 allein dessen Abwesenheit, die Gruber
dazu nutzte, um hinter dem Rücken des
kommunistischen Ministers die Tages-
ordnung zu ändern. Nach nur kurzer De-
batte ermächtigte der Ministerrat den
Bundeskanzler, das Abkommen mit den
USA zu unterzeichnen. Bereits einen
Tag später, am 25. Juni 1947, setzten
US-Hochkommissar Geoffrey Keyes,
Kanzler Leopold Figl und Außenmini-
ster Karl Gruber ihre Unterschrift unter
das Dokument.25 Dies ist nicht zuletzt
auch deshalb bemerkenswert, weil die
österreichische Regierung bilateralen
Abkommen mit der Sowjetunion – etwa
in der Frage gemischter Wirtschafts -
gesellschaften – ablehnend gegenüber
stand. In der darauffolgenden Sitzung
des Ministerrats am 1. Juli teilte Figl
 lakonisch mit, dass am 25. Juni der
„Marshall-Europa-Plan“ unterzeichnet
wurde und Österreich der erste Staat sei,
der vom 350 Millionen Dollar-Kredit der
USA einen Nutzen ziehen werde. Ob-
wohl Altmann an der Sitzung teilnahm,
folgte keine weitere Debatte über diese
Information.26

Damit nicht genug, ließ sich Karl Gru-
ber durch den angesprochenen Zirkulati-
onsbeschluss ermächtigen, „durch den
Pariser Gesandten dem französischen
Außenminister unser großes Interesse an
dem Marshall Europa-Plan zum Aus-
druck zu bringen und gleichzeitig auch
die Außenminister in Washington, Lon-
don und Moskau über diesen Schritt zu
informieren“.27 Aktenmäßig findet sich
sein Antrag nicht als Beilage zu den Pro-
tokollen des Ministerrats, sondern nur in
der Ablage der politischen Sektion des
Außenamts.28 In redaktionell leicht bear-
beiteter Textierung findet sich der Be-
schluss am Ende des Beschlussproto -
kolls der 74. Sitzung am 1. Juli 1947, da-
tiert mit 24. Juni.29 In der Wiener Zeitung

wurde am 29. Juni nur im Kleingedruck-
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ten mitgeteilt, dass die Beschlussfassung
am Abend des 28. Juni erfolgt sei,30 ob-
wohl der Öffentlichkeit zweifelsohne be-
kannt war, dass die Sitzungen des Minis -
terrats nicht am Samstag, sondern immer
am Dienstag stattfanden. Bei Lektüre der
Ministerratsprotokolle dieser Wochen
wird man auch indirekt nicht auf diesen
Umlaufbeschluss aufmerksam, was in
geradezu umgekehrtem Verhältnis zu
seiner politischen Bedeutung steht. Zu
ergänzen bleibt, dass der auf dem Zirku-
lationswege gefasste Beschluss ohne die
Zustimmung Altmanns zustande gekom-
men ist. Der KPÖ-Minister wurde weder
telegrafisch noch auf anderem Wege in
die Beschlussfassung eingebunden.

Aus dem an die Parteiführung gerich-
teten Bericht von Karl Altmann über die
darauffolgenden Sitzungen des Minister-
rats am 1. und 8. Juli 1947 geht hervor,
dass der KPÖ-Minister bis zum 8. Juli (!)
vom Zirkulationsbeschluss, der in der
Wiener Zeitung bereits beiläufig erwähnt
worden war, keine Kenntnis erlangt hat-
te.31 Nicht auszuschließen ist, dass er den
Beschluss mit der bloß diplomatischen
Floskel, wonach durch den österreichi-
schen Gesandten in Paris ein „großes
 Interesse“ am Europa-Plan zum Aus-
druck gebracht werden sollte, mit dem
inhaltlich ähnlich gelagerten Beschluss
über den „Relief Act“ identifizierte und
ihm auch deshalb keine größere Bedeu-
tung beigemessen hat. Auch allfällige
Unklarheiten über die in diesen Tagen
modifizierte sowjetische Linie gegen -
über der Pariser Konferenz spiegeln sich
im Schreiben Altmanns vom 1. Juli nicht
wider. Den „Relief Act“ hatte Altmann
zu diesem Zeitpunkt überdies „nur flüch-
tig durchgesehen“.32

Win-win-Situation

Obwohl Karl Altmann und die KPÖ
von Karl Gruber sowohl formal als auch
inhaltlich überrumpelt worden waren,
folgte in den nächsten Tagen und
 Wochen in der kommunistischen Presse
keine Skandalisierung dieser regierungs-
internen Vorgänge. Abgesehen von der
strengen Vertraulichkeit des Ministerrats
sind dafür zwei Erklärungsfaktoren in
Betracht zu ziehen: Zum einen wurde in
Moskau eine sowjetische Beteiligung am
europäischen Wiederaufbauprogramm
tatsächlich ernsthaft in Erwägung ge -
zogen,33 was durch die Teilnahme Molo -
tows an der Pariser Vorkonferenz deut-
lich wurde. Diese Tatsache hätte Alt-
mann – im Falle einer Teilnahme an der
Ministerratssitzung – zumindest zu einer
abwartenden Haltung Anlass gegeben.

Grubers Manöver
wurde aber aus ei-
nem anderen Grund
auch im Nachhinein
nicht öffentlich ge-
macht: Im Falle ei-
nes Einspruchs sei-
ner Partei gegen den
„Relief Act“ wäre
Altmann bereits En-
de Juni 1947 nichts
anderes übrig geblie-
ben, als seinen Rück-
tritt einzureichen und
aus der Regierung
auszuscheiden. Ein
solcher Schritt hätte
aber zu diesem Zeit-
punkt gewiss keine
Massenbewegung
gegen die Regierung
Figl-Schärf aus-
gelöst, wie von der
KPÖ mit dem schon
länger ins Auge ge-
fassten Regierungs-
austritt intendiert
war. „Es ist bei die-
ser Angelegenheit,
wie mir scheint,
 sogar günstig, dass
ich bei der Minister-
ratssitzung nicht an-
wesend war und dass ich überdies vor
meiner Abreise noch keine Kenntnis von
dem Tagesordnungspunkt hatte“, resü-
mierte Karl Altmann vor diesem Hinter-
grund die Beschluss fassung über den
„Relief Act“.34

Angesichts ihrer prekären Zwi-
schenstellung als de facto Oppositions-
partei im Rahmen eines Regierungsbünd-
nisses entpuppte sich die Überrumpelung
der KPÖ damit als eine solche zu ihrem
eigenen Vorteil. Man mag über die Moti-
ve spekulieren, warum die KPÖ  diese in-
transparenten Vorgänge nicht  öffentlich
als weiteren Beleg für die einseitige
 Westorientierung der beiden anderen Re-
gierungsparteien angeprangert hat. Nicht
aufrechtzuhalten ist jedoch die Deutung,
wonach Altmann aus Naivität – weil er
„nicht rechtzeitig die sowjetische Linie
gewittert“ hatte35 – einer österreichischen
Teilnahme zugestimmt  habe. Die dahin-
gehende Beschluss fassung der öster-
reichischen Regierung war Ende Juni
1947 ohne sein Wissen und ohne seine
Zustimmung erfolgt – was sich insofern
als eine „win-win“- Situation herausstell-
te, als die KPÖ  damit weder gegen die
damals noch unklare sowjetische Linie
Stellung beziehen musste noch zu einem

für sie  un günstigen Zeitpunkt aus der
 Regierung gedrängt wurde.

Als am 8. Juli 1947 der Ministerrat er-
neut zusammentrat, hatte sich die Lage
dahingehend geklärt, dass die Sowjet -
union ihre anfangs abwartende Position
aufgegeben hatte und infolge ihrer Ab-
lehnung auch die anderen osteuropäi-
schen Länder ihre Zusage zur Teilnahme
am Marshall-Plan zurückgezogen hat-
ten.36 Bezeichnenderweise wurde Alt-
mann erst anlässlich dieser Sitzung der
bereits im Juni gefasste Zirkulations -
beschluss übermittelt: „Beigefügt war
ein Antrag an den Ministerrat (datiert
vom 24. Juni 1947), dessen Abschrift ich
ebenfalls beifüge. Was diesen letzteren
Antrag betrifft, so ist er offenbar während
meiner Abwesenheit im Zirkulationswege
angenommen worden. Ich habe den Akt
niemals zur Unterfertigung bekommen
[…]“, so sein Bericht an die KPÖ-
Führung über die Ministerratssitzung am
8. Juli,37 mehr als zwei Wochen nach
dem Zirkulationsbeschluss. Altmann
brachte nun in der Sitzung des Minister-
rats grundsätzliche Bedenken gegen die
Entsendung einer österreichischen Dele-
gation nach Paris vor. Angesichts der
 offensichtlichen Differenzen zwischen

Karl Altmann, Bundesminister für Energiewirtschaft und
Elektrifizierung, beim Jugendtag der FÖJ am 4. Oktober
1947, dahinter Ernst Fischer und Franz Honner.
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den Großmächten müsse Österreich
„äußerst vorsichtig sein, jedenfalls so
vorsichtig, daß wir nicht den Anschein
erwecken, daß wir etwa unsere Politik
 einer der beiden Gruppen vollständig un-
terordnen wollen“. Konkret schlug Alt-
mann vor, dass Österreich an der Konfe-
renz nur als Beobachter teilnehmen solle,
um der Gefahr zu entgehen, dass es sich
im Falle einer Blockbildung durch die
Teilnahme am Marshall-Plan „auf eine
Seite dieses Blockes schlägt“. Der öster-
reichische Gesandte in Paris Alois Voll-
gruber solle also angewiesen werden,
dass „seine Mission“ bei der Konferenz
„nur informativen Charakter“ habe.38

Trotz dieser gewichtigen Einwände
schloss sich an seine Ausführungen,
 denen die Ministerkollegen „sozusagen
mit angehaltenem Atem“39 gelauscht
hatten, keine weitere Diskussion an. Da
es Altmann im Rahmen seiner Argumen-
tation vermieden hatte, ein dezidiertes
Veto vorzubringen, wurde ohne jede
weitere Debatte beschlossen, die Ein -
ladung zur Pariser  Tagung am 12. Juli
1947 anzunehmen und eine Delegation
zu entsenden.40 Es wäre an Altmann ge-
legen, in dieser  Situation zu insistieren,
was aber unweigerlich die Frage nach
den weiteren Konsequenzen nach sich
gezogen hätte.

In Kenntnis des Wortprotokolls dieser
Ministerratssitzung am 8. Juli 1947 wird
es also schwer als bemerkenswert und
„auffallend“ eingeschätzt werden kön-
nen, dass der KPÖ-Minister ein zweites
Mal die österreichische Teilnahme am
Marshall-Plan mitgetragen habe, was in
der Forschungsliteratur nicht zuletzt des-
halb mit großer Verwunderung zur
Kenntnis genommen wurde, als zu die-
sem Zeitpunkt die definitive Ablehnung
Moskau bereits klar war.41 Angesichts
der Gefahr, trotz seiner vorgebrachten
Einwände vollauf mit dem Regierungs-

beschluss identifi-
ziert zu werden, ließ
Altmann tags darauf
in der Volksstimme

eine Erklärung veröf-
fentlichen, wonach
die wirtschaftliche
Hilfeleistung der
USA zur Unterstüt-
zung eines planmäßi-
gen Wiederaufbaus
Österreichs im Rah-
men einer Zusam-
menarbeit der eu-
ropäischen Staaten
grundsätzlich zu be-
grüßen sei. Da aber

über den genauen Inhalt des Planes noch
nichts bekannt sei, dürfe Österreich kei-
nesfalls „an einer Gruppierung teilneh-
men, die einzelnen Mächten eine beherr-
schende Stellung gibt und praktisch eine
Preisgabe der wirtschaft lichen und poli-
tischen Souveränität unseres Landes be-
deuten würde“. Über eine definitive Teil-
nahme am Marshall-Plan könne also erst
entschieden werden, nachdem Österreich
in Paris ausreichende Informationen er-
halten habe,42 so die Rückzugsformel der
KPÖ, um ihre Einwände gegen die öster-
reichische Teilnahme weiter inhaltlich
aufrecht erhalten zu können, ohne sofort
aufgrund grundsätzlicher Differenzen
aus der Regierung ausscheiden zu müs-
sen. Als am 12. Juli 1947 die Konferenz
in Paris zusammentrat, wurde von der
KPÖ die Gefahr einer Spaltung Europas
kritisiert, die angesichts des Fehlens der
osteuropäischen Länder von den dortigen
Beschlüssen ausginge: „Solche Beschlüs-
se darf daher Österreich nicht für sich an-
nehmen“, so die dezidierte Position der
KPÖ im Leitartikel der Volksstimme.43

Damit hatte die KPÖ im Juli alle Mög-
lichkeiten ausgeschöpft, ihre grundlegen-
den Einwände gegen die amerikanische
Wirtschaftshilfe geltend zu machen, ohne
das sofortige Auseinanderbrechen der
Konzentrationsregierung zu riskieren.

Das spätere Beharren der KPÖ, dass
Karl Altmann im Ministerrat nur eine
Teilnahme an der Pariser Konferenz und
nicht am Marshall-Plan schlechthin mit-
getragen habe,44 reflektiert also nur die-
ses im Juli 1947 vorhandene taktische
Problem. Inhaltlich war auch zu diesem
Zeitpunkt die ablehnende Haltung der
Partei deutlich. Die Einschätzung des
 Historikers Wolfgang Mueller, dass die
Zustimmung Altmanns zum Marshall-
Plan vom 28. (!) Juni 1947 in der späte-
ren KPÖ-Propaganda „dahin umgedeutet

wurde, dass Altmann nur die Teilnahme

an der Pariser Konferenz zugestimmt
 habe, nicht aber am Marshall-Plan an
sich“,45 ist demgemäß nicht nur hinsicht-
lich der faktischen Rolle Altmanns zu
korrigieren. Umgedeutet wurde die Zu-
stimmung nicht von der KPÖ, sondern
von den anderen beiden Regierungspar-
teien. Bemerkenswert ist weniger, dass
die KPÖ angeblich der österreichischen
Teilnahme am Marshall-Plan zuge-
stimmt habe, sondern dass es ihr in die-
sen Wochen gelang, sich trotz ihrer ab-
lehnenden Haltung gegenüber der ameri-
kanischen Wirtschaftshilfe nicht aus der
Regierung verdrängen zu lassen. Resü-
miert man die Vorgänge im Ministerrat
in den Tagen zwischen dem 24. Juni und
dem 8. Juli 1947, so wird weniger die
Unsicherheit der KPÖ über eine allfälli-
ge Teilnahme Österreichs am Marshall-
Plan deutlich als vielmehr die Tatsache,
dass für die Partei im Rahmen der Figl-
Regierung keinerlei Möglichkeiten mehr
bestanden, grundsätzliche Einwände ge-
gen die außenpolitische Orientierung der
ÖVP-SPÖ-Mehrheit vorzubringen.

Für die KPÖ ging es in der zweiten
Jahreshälfte 1947 letztlich nur noch dar-
um, den geeigneten Zeitpunkt für einen
Austritt zu finden bzw. sich nicht in
 einem ungünstigen Moment aus der Re-
gierung drängen zu lassen. Zur entschei-
denden Bruchlinie wurde die im Novem-
ber 1947 beschlossene Währungsreform,
die als notwendige Bedingung für die
Umsetzung des Marshallplans galt. Im
Zusammenhang mit der Kongresshilfe
der Amerikaner waren strenge Preiskon-
trollen verlangt worden und der Geld -
überhang sollte beseitigt werden. Die in
Geheimverhandlungen zwischen Politi-
kern der beiden großen Parteien mit Ver-
tretern der Großbanken und unter Aus-
schluss der KPÖ ausverhandelte
Währungsreform brachte eine „Sanie-
rung der Banken auf Kosten der Werk-
tätigen“, wie Friedl Fürnberg, der Gene-
ralsekretär der KPÖ, kritisierte.46 Nach
der Beschlussfassung des „Währungs-
schutzgesetzes“ in der Sitzung des Na-
tionalrats am 19. November 1947 schied
die KPÖ aus der Regierung aus.47 Die
Konzentrationsregierung wurde zur
„Großen Koalition“, die sie de facto von
Anfang an gewesen war.

Die Kritik der KPÖ an der
„Marshallisierung“

Mit der Teilnahme Österreichs am
Marshall-Plan wurde die außenpolitische
Westorientierung endgültig festgeschrie-
ben. Die KPÖ musste sich der Erkennt-
nis stellen, „daß die erste große Welle

Plakat für eine Veranstaltungsserie der KPÖ im Jahr 1948
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der revolutionären Nachkriegsbewegung
an dem Tor von Österreich Halt gemacht
hat“, wie Ernst Fischer die Eingliederung
Österreichs „in die kapitalistische Welt“
und in den „Marshall-Block“ um-
schrieb.48 Als sowjetische Antwort auf
die Truman-Doktrin und den Marshall-
Plan wurde im September 1947 das Kom-
munistische Informationsbüro (Komin-
form) gegründet. Andrej Schdanow ver-
kündete auf der Gründungskonferenz in
Szklarska Poręba in Polen die Zwei-
 Lager-Theorie, deren Quintessenz darin
bestand, dass die Welt in zwei antagonis -
tische Lager geteilt sei, die einander in
einem sich zuspitzenden Klassenkampf
gegenüberstünden: in ein imperialisti-
sches und antidemokratisches Lager des
Krieges mit den USA an der Spitze und
ein antiimperialistisches und demokrati-
sches Lager, ein Lager des Friedens, in
dem die Volksdemokratien und die kom-
munistischen Parteien mit der Sowjet-
union als Kraftzentrum zu finden waren.

Mit der nun einsetzenden Kampagne
gegen den US-Imperialismus rückte die
Kritik an der „Marshallisierung“ Öster-
reichs in den Mittelpunkt der KPÖ-Pro-
paganda. Während der politisch-strategi-
sche Charakter des Marshall-Plans als
Instrument der Westorientierung und des
Antikommunismus richtig erkannt wur-
de,49 schätzte die KPÖ seine wirtschaft -
lichen Auswirkungen falsch ein. Ange-
sichts der drohenden Dominanz des ame-
rikanischen Kapitals und der daraus re-
sultierenden Abhängigkeit Österreichs
wurde der Marshall-Plan als Strategie
der „Kolonialisierung“ und wirtschaft -
lichen „Versklavung“ Österreichs inter-
pretiert.50 Österreich solle durch den
Marshall-Plan und „mit Hilfe der öster-
reichischen Marshall-Regierung in eine
amerikanische Kolonie verwandelt wer-
den“,51 so die Kritik der KPÖ. Ein takti-
sches Kalkül dieser Argumentationslinie
bestand darin, die gegen die Partei ge-
richteten Vorwürfe in der nationalen Fra-
ge umzukehren: Die als „Russenpartei“
geschmähte KPÖ klagte nun umgekehrt
die Regierung an, fremden Interessen zu
dienen und kritisierte sie als „Agenten
und Lakaien des amerikanischen Kapita-
lismus“.52 Der Marshall-Plan wurde
demgemäß als Preisgabe der nationalen
Souveränität sowie als „Plan der politi-
schen, wirtschaftlichen und militärischen
Unterwerfung“ und Zerreißung Europas
kritisiert.53 Die KPÖ spitzte die Kolonia-
lisierungsthese derart zu, dass „die Ver-
teidigung der nationalen Unabhängigkeit
gegen die amerikanischen Imperialisten“
als „revolutionäre Aufgabe“ und als

Kampf um nationale Befreiung interpre-
tiert wurde.54 Politisch zielte diese Inter-
pretation darauf ab, im Bemühen um
 eine Mobilisierung der Bevölkerung ge-
gen die „koloniale Versklavung“ natio-
nale und soziale Interessen zu verknüp-
fen. Dies änderte aber nichts daran, dass
es der KPÖ mit ihrer Kritik am Marshall-
Plan nicht gelang, die Initiative in Fragen
der nationalen Souveränität zurückzu -
gewinnen: „Die Amerikaner bringen uns
was, die Russen nehmen uns was“, fasste
etwa das ZK-Mitglied Ditto Pölzl die
„sehr einfachen“ Argumente der SPÖ
zusammen, die ihr – seiner Meinung
nach – ein „Übergewicht der Propagan-
da“ sicherten.55

Die Hauptargumente gegen den Mar -
shall-Plan waren die angeblich beabsich-
tigte Entindustrialisierung Österreichs,
die Unterbindung des Handels mit dem
Osten und die Bevorzugung Westöster-
reichs durch die ERP-Mittel.56 Schon vor
Ankündigung des Marshall-Plans hatte
die KPÖ angebliche Pläne des Auslands-
kapitals und des reaktionären Flügels der
ÖVP kritisiert, die Großindustrie zu
schwächen und „Österreich als Industrie-
land zu vernichten“.57 In der Resolution
des Zentralkomitees vom Jänner 1947
wurde die „Verkrüppelung Österreichs
in ein Land des Rohstoffexportes, der
Kleinindustrie und des Fremdenver-
kehrs“ kritisiert, während die entschei-
denden Industrien – gemäß den Plänen
der „reaktionären Drahtzieher der öster-
reichischen Politik“ – stillgelegt werden
sollten, um „der Arbeiterklasse das
Rückgrat zu brechen“.58 Ziel des Mar -
shall-Plans sei es, so die kommunistische
Kritik, „Österreich als Industrieland aus-

zuschalten und unsere Wirtschaft von
ihren natürlichen Handelspartnern und
Absatzmärkten im Osten und Südosten
Europas abzusperren“.59 Richtig erkannt
wurden die Auswirkungen auf den
Außenhandel, die eine Einschränkung
der traditionellen Wirtschaftskontakte
mit den ost- und südosteuropäischen
Ländern und einen Rückgang der Expor-
te in den Osten zur Folge hatten. Richtig
war auch, dass durch den Marshall-Plan
Infrastrukturunterschiede zwischen Ost-
und Westösterreich verstärkt wurden,
flossen doch 81 Prozent der Gelder in die
westlichen Bundesländer.60 Die angeb -
liche Entindustrialisierung Österreichs
wurde aber durch den Aufbau einer
 modernen Wirtschaftsinfrastruktur und
Produktionssteigerungen der österreichi-
schen Industrie widerlegt.

KPÖ-Wirtschaftsplan
„Der Weg zum Wohlstand“

Im Juni 1948 legte die KPÖ in Reak -
tion auf den Marshall-Plan einen eigenen
„Dreijahresplan“ für die Entwicklung
der österreichischen Wirtschaft vor.
 Bereits am 1. Mai 1948 großformatig in
der Parteipresse angekündigt,61 wurde
das Dokument mit dem Titel „Der Weg
zum Wohlstand“ am 9. Juni 1948 vom
Zentralkomitee der Partei beschlossen.62

Seit März dieses Jahres war der Wirt-
schaftsplan in monatelanger Arbeit von
der Wirtschaftspolitischen Kommission
der KPÖ ausgearbeitet worden – unter
Federführung von Theodor Prager und
unter Hinzuziehung zahlreicher Experten
aus verschiedenen Wirtschaftszweigen,
darunter auch der spätere Linzer Univer-
sitätsprofessor Kurt W. Rothschild.63 Als

Kundgebung der KPÖ am 1. Mai 1949 auf der Wiener Ringstraße.
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Aktionsprogramm für die nächsten drei
Jahre beinhaltete, sondern auch eine
 bemerkenswerte Analyse der damaligen
wirtschaftlichen Struktur Österreichs
darstellte. Der tagespolitische Ge-
brauchswert des Wirtschaftsplans war
vor allem deshalb eingeschränkt, als er
den grundlegenden Ausweg „aus der
Sackgasse der kapitalistischen Krisen-
wirtschaft und der Marshallisierung“
mehr oder weniger aus der Perspektive
eines volksdemokratischen Österreich
aufzeigte, seine Realisierung also – wie
Franz Honner, stellvertretender Vorsit-
zender der KPÖ, am 14. Parteitag fest-
hielt – erst möglich sei, „wenn die politi-
schen Voraussetzungen dazu gegeben
sind“.68 In der zeitgenössischen wirt-
schaftspolitischen Auseinandersetzung
wurde der Wirtschaftsplan der KPÖ
weitgehend  ignoriert.

Unterschätzte
Entwicklungsdynamik

Falsch eingeschätzt wurden von der
KPÖ die langfristigen Auswirkungen der
amerikanischen Wirtschaftshilfe, die un-
ter dem alleinigen Gesichtspunkt der
Ausbeutung gedeutet wurde. Um die nur
vorgeblich „wohltätige Wirkung des
Marshall-Plans“69 zu demaskieren, pro-
gnostizierte die KPÖ eine „Senkung des
Lebensstandards der breiten Massen“,
Massenarbeitslosigkeit und die „Ver-
elendung der werktätigen Schichten“.70

Tatsächlich ging es den USA aber mit
dem Marshall-Plan nicht um eine Aus-
plünderungs- oder Kolonialisierungs -
politik, sondern um eine Stabilisierung
der wirtschaftlichen Lage zur Restaura -
tion des Kapitalismus. „Der Marshall-
Plan hat uns nicht versklavt und nicht in
Arbeitslosigkeit und Krise gestürzt, son-
dern Österreich aus dem Ärgsten heraus-
geführt und den Gesamtstandard unseres
Lebens […] verbessert“, hielt der sozial-
demokratische Journalist Jacques Han-
nak der KPÖ-Propaganda entgegen.71

Die „Katastrophen-Erwartungspolitik
der KPÖ“ sei schließlich völlig hilflos
gewesen, hält auch der Wirtschafts -
wissenschafter Hans Prader fest, „als
dann die ökonomische Expansion ein-
setzte und die von der KPÖ vorausgesag-
ten Folgen nicht eintrafen“.72

In einem größeren Kontext zeigt die
kommunistische Fehleinschätzung der
wirtschaftlichen Zielsetzungen des
Marshall-Plans, dass die Dynamik der
damaligen kapitalistischen Entwicklung
von der KPÖ generell unterschätzt bzw.
verkannt wurde. Ende 1947 prognosti-
zierte die Partei noch ein Versinken

Westeuropas in wirtschaftlichen Kri-
sen.73 Ab Herbst 1948 wurde zwar eine
gewisse „Normalisierung“, „Erholung“
und „Stabilisierung“ der österreichischen
Wirtschaft festgestellt,74 langfristig be-
trachtet blieb aber die Einschätzung
wirksam, dass der Marshall-Plan zu einer
neuerlichen Wirtschaftskrise führen wer-
de: „Österreich geht, wenn es die Mars-
hall-Politik fortsetzt, unaufhaltsam der
Katastrophe entgegen“, war im Februar
1950 angesichts von 133.000 Arbeits -
losen in Österreich in Weg und Ziel, dem
Theorieorgan der KPÖ, zu lesen.75 Selbst
als Anfang der 1950er Jahre der wirt-
schaftliche Aufschwung deutlich gewor-
den war, wurde der Marshall-Plan in der
Resolution des 15. Parteitags weiter als
„Instrument zur Versklavung der Volks-
massen“ kritisiert, das die Krisen -
momente der kapitalistischen Wirtschaft
weiter verstärke.76 In Wahrheit leitete
der Marshall-Plan die längste Konjunk-
turperiode der Nachkriegsgeschichte ein.
Er wirkte als Initialzündung der Nach-
kriegskonjunktur und als Stabilisierungs-
faktor des kapitalistischen Systems.

Die KPÖ war vor allem deshalb nicht
in der Lage, die Entwicklungsdynamik
des Kapitalismus theoretisch zu verar-
beiten, als ihrem Kapitalismusverständ-
nis Thesen Josef Stalins von einer auto-
matischen Verschlechterung der Wirt-
schaftslage zugrunde lagen.77 Das kapi-
talistische System wurde nach dem Ende
des Zweiten Weltkriegs als angeschlagen
betrachtet, sodass dessen endgültige Nie-
derlage infolge einer neuen Wirtschafts-
krise nur als eine Frage der Zeit erschien.
Johann Koplenig charakterisierte etwa
im November 1949 den wieder aufge-
richteten Kapitalismus in Europa als „ein
höchst ungesundes, nicht sehr lebens-
fähiges Schattengewächs“.78 Während
der Imperialismus als parasitär einge-
schätzt und als seine Haupttendenz die
Stagnation erkannt wurde, gingen die
kommunistischen Parteien umgekehrt
von einer ungebrochenen Aufwärtsent-
wicklung der sozialistischen Länder aus.
Ungeachtet der bereits erkennbaren öko-
nomischen Stabilisierung kam sowohl
am 15. Parteitag im Jahr 1951 als auch
am 16. Parteitag im Jahr 1954 die Erwar-
tungshaltung der KPÖ hinsichtlich einer
fortschreitenden Krisenanfälligkeit des
Kapitalismus zum Ausdruck. Entgegen
dieser Prognosen wurde Anfang der
1950er Jahre eine langwährende, stabile
Periode der Nachkriegskonjunktur ein-
geleitet, die einen Aufschwung des
 Lebensstandards der arbeitenden Bevöl-
kerung und eine sichtbare Steigerung des

Vorbild diente ein ähnlicher Dreijahres-
plan, den die Kommunistische Partei
Großbritanniens im November 1947 vor-
gelegt hatte.64 Der Plan forderte die Ver-
staatlichung der gesamten Großindustrie
und des Bankwesens bei gleichzeitiger
Förderung der Klein- und Mittelbetriebe
und der Gewerbetreibenden. Weitere
Forderungen zielten auf die Durch-
führung einer demokratischen Bodenre-
form und die Festigung der Währung
durch die Abschöpfung der Kriegs- und
Konjunkturprofite bei gleichzeitiger Ein-
führung einer Vermögensabgabe ab. Die
gesamtstaatliche Wirtschaftslenkung und
Ressourcen verteilung sollte „den Weg
für eine Planung der Volkswirtschaft
Österreichs  ebnen“.65

Wichtigster Gedanke des Wirtschafts-
plans waren Wirtschafts- und Handels-
abkommen mit den volksdemokratischen
Ländern. Güter wie Kohle, Nahrungs-
mittel und Maschinen sollten vor allem
aus dem Osten importiert werden, um
Österreich im Gegenzug ein „von allen
Krisenschwankungen freies Absatz -
gebiet von unbeschränkter Aufnahme-
fähigkeit“ zu sichern. Amerikanische
 Finanzkredite sollten durch „kurz- und
mittelfristige Warenkredite von seiten
 jener Länder, die uns beliefern“, ersetzt
werden.66 In der konkreten sozialökono-
mischen Politik der Partei spielte der
Plan jedoch kaum eine Rolle. Vielmehr
bewahrheitete sich die Befürchtung
 Johann Koplenigs, dass er vor allem ein
„Nachschlagbuch für Wirtschaftsfach-
leute“ darstellen werde.67 Damit spielte
der Parteivorsitzende auf die Tatsache
an, dass der Wirtschaftsplan nicht nur ein

Wirtschaftsplan der KPÖ „Der Weg zum
Wohlstand“ vom Juni 1948.
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privaten Konsums zur Folge hatte.
Während es der Regierung gelang, die
Löhne und Preise zu stabilisieren, hielt
die KPÖ an agitatorischen Parolen aus
der Zeit der Lohn- und Preis-Abkommen
fest. Die ökonomischen Analysen der
KPÖ gerieten in Widerspruch zu den un-
mittelbaren Erfahrungen der Werktäti-
gen. „Diese wichtigen wirtschaftlichen
Veränderungen, die zu einer Wendung
der Stimmung der Massen geführt haben,
wurden von uns nicht nur nicht recht -
zeitig erkannt, sondern im Gegenteil
 sogar lange direkt bestritten“, wurde im
November 1953 in einem Thesenentwurf
selbstkritisch eingeschätzt. Die Partei
 habe „in vielen Fragen die Haltung fort-
gesetzt, die sie seinerzeit in einer durch-
aus anderen Situation, eingenommen
hat“.79 In Fragen des Wiederaufbaus
 bestand in der kommunistischen Agita -
tion die Tendenz, „alles zu negieren, an-
statt die Leistungen der arbeitenden
 Bevölkerung hervorzuheben“.80 Im Mai
1956 wurde von Johann Koplenig einge-
standen, dass die Auswirkungen der
Konjunktur „lange Zeit hindurch unter-
schätzt“ worden seien.81

Die Kampfbereitschaft der ArbeiterIn-
nenklasse wurde neben der verbesserten
materiellen Lage auch durch die Heraus-
bildung der Sozialpartnerschaft als Sys -
tem der Konfliktverhütung gezähmt. De-
ren Entwicklung zum Regulierungsin-
strument und Herrschaftssystem des
österreichischen Kapitalismus wurde
von der KPÖ zunächst nur unzureichend
erkannt und analysiert.82 Für die Partei
war die neue Entwicklungsetappe auch
insofern von Bedeutung, als die vielfäl -
tigen politischen Aktivitäten an der Basis
– allen voran ihre sozialökonomische
Politik gegen das System der Lohn-
Preis-Pakte – angesichts des „Wirt-
schaftswunders“ in eine längerfristige
Strategie eingepasst werden mussten.
 Eine „ihrer Kernkompetenzen, die klas-
senkämpferische Interessensvertretung“,
die in den Jahren ab 1947 das oppositio-
nelle Profil der KPÖ geprägt hatte, büßte
angesichts der Stabilisierung der kapita-
listischen Ökonomie an Bedeutung ein.83

1952/53 war die Periode des Wieder -
aufbaus mit ihren seit 1947/48 währen-
den Klassenauseinandersetzungen im
wesentlichen abgeschlossen.
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